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►AKTUELL: PRO RATA TEMPORIS – NUR WENN ES DEN SOZIALVERSICHERUNGSTRÄGERN BELIEBT?

Beschäftigungsverhältnisse unterliegen dann nicht 
der regulären Sozialversicherungspflicht, wenn es 
sich um geringfügig entlohnte oder kurzfristige Be-
schäftigungen handelt. Bei geringfügig entlohnten 
Beschäftigungen darf das Arbeitsentgelt – nach An-
wendung des Mindestlohns pro Stunde – regelmäßig 
450 € pro Monat nicht übersteigen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 
SGB IV). Bei kurzfristigen Beschäftigungen darf die 
Dauer zwei Monate oder 50 Arbeitstage nicht über-
steigen (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV). Kurzfristige Be-
schäftigungen mit einem Arbeitsentgelt von mehr als 
450 € pro Monat dürfen außerdem nicht berufsmäßig 
sein, d. h. der Arbeitnehmer darf nicht von diesen 
Beschäftigungen leben. 
Details zur Berechnung des Arbeitsentgelts sind ge-
setzlich nicht geregelt. Die Verwaltungsauffassung 
findet sich in Umsetzungshinweisen der Spitzenver-
bände der Sozialversicherungsträger. Demnach ist 
bei auf Dauer angelegten Beschäftigungsverhältnis-

sen auf Monatsbeträge abzustellen, egal an wie vie-
len Tagen pro Monat die Beschäftigung ausgeübt 
wird (Ziff. B 2.2 der Geringfügigkeits-Richtlinien). 
Bei befristeten Beschäftigungen wird auf Teilmonate 
(Kalendertage / 30) abgestellt. 
Sozialgerichte haben nun entschieden, dass es für die 
Teilmonatstheorie keine gesetzliche Grundlage gibt 
(SG Düsseldorf, Beschluss vom 07.08.2014, S 44 R 
1446/14 ER; LSG Hessen, Urteil vom 06.02.2014, L 1 
KR 31/12). Grundsätzlich ist es ärgerlich, dass der 
Gesetzgeber grundlegende Fragen nicht explizit re-
gelt. Dies bedeutet, dass man Änderungen von Ge-
setz und Rechtsprechung aufmerksam beobachten 
muss. Ansonsten sollte man die Rechtslage bestmög-
lich nutzen: Will man bei Vergütungen für Teilmona-
te bis 450 € keine Sozialversicherungspflicht, wird 
man sich auf die Rechtsprechung berufen, falls die 
Teilmonatstheorie stört. Häufig ist dies auch über 
die Kurzfristigkeit einer Beschäftigung zu erreichen. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG APRIL UND MAI 2015 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.04.2015 11.05.2015 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag – – 

Umsatzsteuer2 10.04.2015 11.05.2015 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 13.04.2015 15.05.2015 

Gewerbesteuer – 15.05.2015 

Grundsteuer – 15.05.2015 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – 18.05.2015 

Sozialversicherung4 28.04.2015 27.05.2015 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, 

dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfrist endet damit entsprechend früher. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

4 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►GRUNDEIGENTÜMER 

Zinsanteile in Kaufpreisraten bei Grundstücks-
verkäufen 
Wird die Kaufpreisforderung aus einem Grund-
stücksverkauf für mehr als ein Jahr gestundet, ent-
halten die zwischen Besitzübergang und Kaufpreis-
fälligkeit zu zahlenden Raten einen Zinsanteil. 
Ein Mann verkaufte im September 2005 ein Grund-
stück. Der Nutzen- und Lastenwechsel erfolgte zum 
01.04.2006. Die Käufer zahlten auf den Kaufpreis ab 
diesem Datum Teilbeträge von monatlich mindes-
tens 2.000 €. Der gesamte restliche Kaufpreis war am 
31.03.2011 fällig. Zinszahlungen wurden weder ver-
einbart noch ausgeschlossen. Das Finanzamt meinte, 
die in einem Jahr gezahlten Raten von 24.000 € ent-
hielten einen Zinsanteil von 4.344 € und besteuerte 
diesen als Einkünfte aus Kapitalvermögen. 
Der Bundesfinanzhof bestätigte das Finanzamt. Jede 
Kapitalforderung, die länger als ein Jahr gestundet 
ist, enthält einen Zinsanteil. Bei wirtschaftlicher Be-
trachtungsweise ist in Fällen langfristig gestundeter 
Zahlungsansprüche davon auszugehen, dass der 
Schuldner bei alsbaldiger Zahlung weniger hätte 
zahlen müssen als bei späterer Zahlung, sodass der 
erst später gezahlte Betrag einen Zinsanteil enthält. 
Außerdem seien die monatlich zu zahlenden Teilbe-
träge auch ein Entgelt für die vorzeitige Besitzüber-
lassung vor der Kaufpreisfälligkeit gewesen. 
Bei der Berechnung des Zinsanteils ging das Finanz-
amt von dem im Bewertungsgesetz festgelegten 
Zinssatz von 5,5 % aus, obwohl der marktübliche 
Zins nachweislich geringer war. Auch daran hielt 
der Bundesfinanzhof fest. 

Balkon-Raucher müssen auf Nachbarn Rücksicht 
nehmen 
Raucher können verpflichtet werden, nur zu be-
stimmten Zeiten auf dem Balkon zu rauchen. Diese 
Einschränkung ist bei einer wesentlichen Geruchsbe-
lästigung möglich, hat der Bundesgerichtshof ent-
schieden. Zu entscheiden hatte das Gericht einen 
Streit zwischen Mietern, die in über- bzw. unterei-
nander gelegenen Wohnungen eines Mehrfamilien-
hauses wohnten. Die Nichtraucher fühlten sich vom 
heraufziehenden Geruch gestört und befürchteten 
Gesundheitsschäden durch das Passivrauchen. Sie 
verlangten, dass den Nachbarn das Rauchen zu fest-
gelegten Zeiten auf dem Balkon untersagt wurde. 
Nach Auffassung der Richter können nichtrauchen-
de Nachbarn grundsätzlich einen Unterlassungsan-
spruch gegenüber dem rauchenden Nachbarn haben. 
Dieser Abwehranspruch besteht aber nur dann, 
wenn die mit dem Tabakrauch verbundenen Beein-
trächtigungen objektiv als wesentliche Beeinträchti-
gung zu werten sind. Bei unwesentlichen Gesund-
heitsbelästigungen kommen Abwehransprüche nur 

in Betracht, wenn Gesundheitsgefahren für die 
nichtrauchenden Nachbarn drohen. Aber auch bei 
einer wesentlichen Beeinträchtigung der Nachbarn 
kann das Rauchen nicht uneingeschränkt verboten 
werden. Nach dem Gebot der gegenseitigen Rück-
sichtnahme müsse eine Regelung nach Zeitabschnit-
ten gefunden werden. Folglich müssten für den 
Nichtraucher Zeiten gefunden werden, in denen er 
seinen Balkon unbeeinträchtigt nutzen kann. Im Ge-
genzug müsste es für den rauchenden Nachbarn Zei-
ten geben, in denen er auf dem Balkon rauchen darf. 
Das Gericht verwies den Rechtsstreit an die Vor-
instanz zur weiteren Sachaufklärung zurück, die nun 
unter Beachtung der höchstrichterlichen Rechtsauf-
fassung neu zu entscheiden hat. 

►ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER 

Sittenwidrige Lohnvereinbarung mit „Hartz-IV“-
Empfängern 
Folgender Fall ereignete sich vor Inkrafttreten des 
Mindestlohngesetzes: Ein Rechtsanwalt beschäftigte 
zwei Empfänger von Sozialleistungen mit Bürohilfs-
tätigkeiten und zahlte ihnen Stundenlöhne von 1,53 € 
bzw. 1,64 €. Dies war sittenwidrig, wie jetzt das Lan-
desarbeitsgericht Berlin-Brandenburg entschied. Es 
verurteilte den Rechtsanwalt, dem Jobcenter, wel-
ches den zwei Bürokräften ihre Löhne mit „Hartz-
IV“-Mitteln aufgestockt hatte, die aufgestockten Be-
träge, insgesamt rund 3.400,00 €, zu erstatten. 
Die Vereinbarung eines Stundenlohns von weniger 
als zwei Euro sei regelmäßig sittenwidrig und damit 
rechtsunwirksam, wenn die Vergütung mehr als 
50 % hinter der üblichen Vergütung zurückbleibe. Es 
liege dann ein besonders grobes Missverhältnis zwi-
schen der Leistung des Arbeitnehmers und der Ge-
genleistung des Arbeitgebers vor, das den Schluss 
auf eine verwerfliche Gesinnung des Arbeitgebers 
erlaube. Die Arbeitsleistungen der Bürohilfskräfte 
seien im vorliegenden Fall für den Rechtsanwalt von 
wirtschaftlichem Wert gewesen; sie hätten ansonsten 
von ihm selbst oder seinen fest angestellten Mitar-
beitern ausgeführt werden müssen. Es entlaste den 
Rechtsanwalt nicht, dass er den Bürohilfskräften ei-
ne Hinzuverdienstmöglichkeit habe einräumen wol-
len, denn dies berechtige ihn nicht, Arbeitsleistungen 
in einem Umfang abzufordern, der zu einem so ge-
ringen Stundenlohn führe. 

Kein Verfall des gesetzlichen Mindesturlaubsan-
spruchs wegen Krankheit am Jahresende 
Wenn in einem Tarifvertrag geregelt ist, dass der 
nicht gewährte Urlaub auf das nächste Jahr nur 
übertragen werden kann, wenn die Gewährung aus 
außergewöhnlichen betrieblichen Gründen bis zum 
Ablauf des alten Urlaubsjahres nicht möglich war, so 
ist dies insofern unwirksam, als dadurch der gesetz-
liche Urlaubsanspruch von 24 Werktagen trotz der 
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Unmöglichkeit der Inanspruchnahme wegen Krank-
heit am Jahresende zum Erlöschen gebracht werden 
soll. Dies hat das Bundesarbeitsgericht entschieden. 
Eine Bäckereifachverkäuferin hatte nach dem betref-
fenden Manteltarifvertrag im Jahr 2010 einen Ur-
laubsanspruch von 27 Werktagen. Davon nahm sie 
16 Tage in Anspruch. Zum Jahresende erkrankte sie 
und hatte deshalb keine Gelegenheit, im Urlaubsjahr 
weiteren Urlaub zu nehmen. Betriebliche Gründe 
standen der Urlaubsgewährung nicht entgegen. Die 
Verkäuferin verlangte, dass 11 Resturlaubstage in 
das Jahr 2011 übertragen würden. Das Arbeitsge-
richt und das Landesarbeitsgericht wiesen die Klage 
unter Hinweis auf den Manteltarifvertrag ab, erst 
vor dem Bundesarbeitsgericht erhielt die Verkäufe-
rin überwiegend Recht. 
Zwar wurden ihr nicht die 11 Werktage gutgeschrie-
ben, die sich nach dem Manteltarifvertrag errechne-
ten, wohl aber die acht Werktage, die ihr als weiterer 
gesetzlicher Mindesturlaub für das Jahr 2010 zu-
standen. Insoweit verstoße die tarifvertragliche Aus-
schlussklausel gegen gesetzliche Vorschriften. 

►UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN 

Bagatellgrenze für die Nichtanwendung der Ab-
färberegelung 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs entfaltet eine Personengesellschaft nur dann 
eine Tätigkeit, die die Ausübung eines freien Berufs 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes darstellt, 
wenn sämtliche Gesellschafter die Merkmale eines 
freien Berufs erfüllen. Die Voraussetzungen der 
Freiberuflichkeit können nicht von der Personenge-
sellschaft selbst, sondern nur von natürlichen Perso-
nen erfüllt werden. Das Handeln der Gesellschafter 
in ihrer gesamthänderischen Verbundenheit und 
damit das Handeln der Gesellschaft darf kein Ele-
ment einer nicht freiberuflichen Tätigkeit enthalten. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Ein-
künfte einer GbR, die hauptsächlich Einkünfte aus 
selbstständiger Arbeit erzielt und daneben in gerin-
gem Umfang eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, 
dann nicht insgesamt zu gewerblichen Einkünften 
umqualifiziert werden (sog. Abfärbewirkung), wenn 
die gewerblichen Umsätze eine Bagatellgrenze in 
Höhe von 3 % der Gesamtnettoumsätze und zusätz-
lich den Betrag von 24.500 € im Veranlagungszeit-
raum nicht übersteigen. Im Streitfall waren die Ge-
sellschafter der GbR als Rechtsanwälte und Insol-
venzverwalter tätig. 
In einem weiteren Fall hatte eine Karnevalsgruppe 
Merchandisingartikel in Höhe von 5.000 € verkauft. 
Auch in dem Fall überstiegen die Umsätze nicht die 
neu festgesetzten Grenzen. 

Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte bei 
den Gewinneinkünften 
Auch regelmäßige Fahrten eines Betriebsinhabers 
zwischen seinem häuslichen Büro und dem Sitz sei-
nes einzigen Auftraggebers stellen Fahrten zwischen 
Wohnung und Betriebsstätte dar. In solchen Fällen 
werden die Fahrtkosten im Rahmen der Entfer-
nungspauschale berücksichtigt. Auf die Höhe der 
tatsächlichen Fahrtkosten kommt es nicht an. 
Bei einem im Wege eines Dienstvertrags tätigen Un-
ternehmer, der nicht über eine eigene Betriebsstätte 
verfügt, ist der Ort als Betriebsstätte anzusehen, an 
dem er die geschuldete Leistung zu erbringen hat. 
Dies wird in der Regel der Betrieb des Auftragge-
bers sein. 
Für Betriebsinhaber, die nur einen Auftraggeber ha-
ben und für ihre regelmäßigen Fahrten einen Pkw 
nutzen, bedeutet die Entscheidung für die Zeit bis 
einschließlich 2013 eine Einschränkung der Abzugs-
möglichkeiten im Vergleich zu Arbeitnehmern, weil 
die tatsächlichen Pkw-Kosten die Entfernungspau-
schale übersteigen. 

Keine Verlängerung des Zeitraums „kurze Zeit“ 
bei Zahlung der Umsatzsteuer 
Ausgaben sind für das Kalenderjahr abzusetzen, in 
dem sie geleistet worden sind. Regelmäßig wieder-
kehrende Ausgaben, die bei dem Steuerzahler kurze 
Zeit (10 Tage) vor Beginn oder kurze Zeit nach Be-
endigung des Kalenderjahres angefallen sind, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören, gelten als in diesem 
Kalenderjahr abgeflossen. 
Ein Freiberufler war der Ansicht, dass eine am 
11.01.2010 gezahlte Umsatzsteuervorauszahlung für 
das 4. Quartal 2009 als Betriebsausgabe bei den Ein-
künften aus selbstständiger Arbeit für das Jahr 2009 
zu berücksichtigen war. Das Finanzamt erkannte 
einen Betriebsausgabenabzug nicht an, da die Um-
satzsteuervorauszahlung erst im Jahr 2010 abgeflos-
sen sei. 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass eine Ver-
längerung des Zehn-Tage-Zeitraums nicht in Frage 
kommt. Fällt die Zahlungsfrist für die Umsatzsteuer 
auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, so verlän-
gert sie sich bis zum nächsten Werktag. Wenn dieser 
dann außerhalb des Zehn-Tage-Zeitraums liegt, ist 
die Regelung für wiederkehrende Einnahmen oder 
Ausgaben nicht anzuwenden. 

Durch Wechsel im Gesellschafterbestand ausgelös-
te Grunderwerbsteuer stellt keine Anschaffungs-
nebenkosten der erworbenen Kommanditanteile 
oder des vorhandenen Grundbesitzes der Objekt-
gesellschaft dar 
Ein Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die 
durch den Wechsel im Gesellschafterbestand ausge-
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löste Grunderwerbsteuer als Anschaffungskosten im 
Rahmen der AfA zu berücksichtigen sei. 
Dem widersprach der Bundesfinanzhof. Gegenstand 
der Besteuerung nach dem Grunderwerbsteuerge-
setz ist nicht die geänderte Sachherrschaft in der 
Person des einzelnen Neugesellschafters oder auch 
mehrerer. Auf der Ebene der Gesellschaft als grund-
besitzende Gesamthand liegt daher ertragsteuerlich 
keine „Anschaffung“ des Bürogebäudes vor: Der 
Grundbesitz befindet sich nach dem Wechsel im Ge-
sellschafterbestand unverändert im zivilrechtlichen 
und wirtschaftlichen Eigentum der Gesellschafter. 

►UMSATZSTEUER 

Umsätze aus stundenweiser Vermietung von Ho-
telzimmern unterliegen nicht dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz 
Die Umsätze aus der Vermietung von Wohn- und 
Schlafräumen sind mit dem ermäßigten Umsatzsteu-
ersatz von 7 % zu versteuern. Wohn- und Schlaf-
räume sind Räumlichkeiten, die so eingerichtet sind, 
dass man darin wohnen kann. Dazu gehören u. a. 
Räumlichkeiten des Hotelgewerbes. Die Räume 
müssen zur kurzfristigen Beherbergung von Frem-
den bereitgehalten werden. Das ist der Fall, wenn 
der Beherbergungsunternehmer die Absicht hat, die 
Räume nicht auf Dauer und damit nicht für einen 
dauernden Aufenthalt zur Verfügung zu stellen. 
Das Finanzgericht Hamburg entschied, dass die 
stundenweise Überlassung von Hotelzimmern nicht 
dem ermäßigten Umsatzsteuersatz unterliegt. Ent-
sprechende Umsätze sind mit dem Steuersatz von 
19 % zu versteuern. Für die Anwendung des ermä-
ßigten Steuersatzes verlangt das Finanzgericht, dass 
dem Gast die Nutzungsmöglichkeit für mindestens 
eine Übernachtung eingeräumt wird. Der Bundesfi-
nanzhof muss abschließend entscheiden. 

Rückwirkung einer Rechnungsberichtigung 
Das Niedersächsische Finanzgericht hat dem Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) zur Klärung der Frage 
angerufen, ob eine fehlerhafte Rechnung rückwir-
kend berichtigt werden kann. Sollte der EuGH dies 
bejahen, könnten Nachzahlungszinsen zur Umsatz-
steuer vermieden werden. 
Hintergrund: Der Vorsteuerabzug setzt eine ord-
nungsgemäße Rechnung voraus. Ist eine Rechnung 
fehlerhaft, kann sie berichtigt werden. Der Finanz-
verwaltung zufolge wirkt die Berichtigung jedoch 
nicht zurück. Es droht deshalb eine Verzinsung der 
Umsatzsteuernachzahlung für das Jahr, in dem die 
fehlerhafte Rechnung ausgestellt wurde. 
Sachverhalt: Der Kläger war Unternehmer und 
machte u. a. im Jahr 2011 die Vorsteuer aus Ein-
gangsrechnungen geltend, in denen die Steuernum-
mer fehlte. Im Jahr 2013 führte das Finanzamt eine 

Außenprüfung durch und beanstandete die Rech-
nungen. Der Kläger ließ daraufhin noch während 
der Außenprüfung im Jahr 2013 einen Teil der Ein-
gangsrechnungen berichtigen und legte diese dem 
Außenprüfer vor. Den verbleibenden Teil der bean-
standeten Rechnungen ließ er erst im Jahr 2014 im 
anschließenden Einspruchsverfahren gegen den Um-
satzsteueränderungsbescheid berichtigen. Das Fi-
nanzamt versagte den Vorsteuerabzug für 2011. 
Entscheidung: Das Finanzgericht möchte nun vom 
EuGH wissen, ob – und ggf. unter welchen Bedin-
gungen – einer Rechnungsberichtigung Rückwir-
kung zukommt. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Kein Vertrauensschutz auf frühere Befreiung von 
der Pflicht zur Abgabe von Einkommensteuerer-
klärungen seit Inkrafttreten des Alterseinkünfte-
gesetzes 
Steuerzahler hatten im Jahr 2001 mittels Einkom-
mensteuerbescheid die Nachricht erhalten: „Die 
Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung 
entfällt ab dem Veranlagungsjahr 2001, soweit sich 
Ihre Einkommensverhältnisse nicht gravierend än-
dern.“ Die Rentner lehnten die Aufforderung, für 
2010 eine Einkommensteuererklärung abzugeben, 
ab, sodass das Finanzamt schätzte. 
Letztlich entschied der Bundesfinanzhof, dass in 
dem entschiedenen Fall spätestens ab Inkrafttreten 
des Alterseinkünftegesetzes kein Vertrauensschutz 
auf die frühere Befreiung von der Pflicht zur Abgabe 
der Steuererklärungen mehr bestand. Durch das Al-
terseinkünftegesetz war die Besteuerung der Renten 
zum 01.01.2005 neu geordnet worden. 

Aufwendungen für eine Dichtheitsprüfung als 
Handwerkerleistung 
Der nachfolgende Fall zeigt, wie kleinlich die Fi-
nanzverwaltung sich in vielen Fällen zeigt: Ein Fi-
nanzamt hatte den Abzug der Kosten von 357 € für 
eine Dichtheitsprüfung der privaten Abwasserlei-
tung als steuerermäßigende Handwerkerleistung mit 
der Begründung abgelehnt, die Dichtheitsprüfung 
sei wie eine vom TÜV durchzuführende Sicherheits-
prüfung im Gegensatz zur Wartung der Anlage mit 
einer Gutachtertätigkeit vergleichbar und daher 
nicht begünstigt. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die 
Dichtheitsprüfung der Abwasserleitung der Über-
prüfung der Funktionsfähigkeit einer Hausanlage 
gedient hat und somit als vorbeugende Erhaltungs-
maßnahme zu beurteilen ist. Die regelmäßige Über-
prüfung von Geräten und Anlagen auf deren Funk-
tionsfähigkeit sichert die nachhaltige Nutzbarkeit, 
dient der Vorbeugung von Schäden und gehört da-
mit zu den Instandhaltungen. 


